Pressemitteilung zur Zweitwohnungssteuer !!

Schleswig-Holsteinisches Oberverwaltungsgericht, Urteil vom 30.01.2019 
- 2 LB 90/18 und 2 LB 92/18 - 

Schleswig-Holsteinisches OVG fordert neue Bemessungsmaßstäbe für Erhebung von Zweit​wohnungs​steuern in Schleswig-Holstein

Im Jahr 1964 einheitlich festgestellter Mietwert für Bemessung der Zweitwohnungssteuer berücksichtigt differenzierte Entwicklung von Immobilien nicht mehr ausreichend

Das Schleswig-Holsteinische Ober​verwaltungs​gericht hat Klagen gegen die Erhebung von Zweit​wohnungs​steuern in zwei schleswig-holsteinischen Gemeinden stattgegeben. Die angefochtenen Steuerbescheide sind laut Gericht rechtswidrig, weil der von den Gemeinden zur Anwendung gebrachte Steuermaßstab gegen den Gleich​behandlungs​grund​satz des Art. 3 Abs. 1 GG verstößt.

Dem Verfahren lag folgender Sachverhalt zugrunde: Wie viele andere Gemeinden des Landes haben auch die Gemeinden Friedrichskoog (Amt Marne-Nordsee) und Timmendorfer Strand durch Satzung bestimmt, dass sich die Zweitwohnungssteuer nach der sogenannten "Jahresrohmiete" bemisst. Diese wiederum ist laut Bewertungsgesetz anhand eines Mietspiegels aus dem Jahr 1967 auf den Zeitpunkt 1. Januar 1964 festzustellen und sodann anhand von Preisindizes für die Lebenshaltung hochzurechnen.

Steuermaßstab führt zu ungerechtfertigter Gleichbehandlung von Zweitwohnungen

Das Schleswig-Holsteinische Oberverwaltungsgericht gelangte zu der Auffassung, dass dieser Steuermaßstab zu einer ungerechtfertigten Gleichbehandlung führe, weil Zweitwohnungen trotz erheblicher Unterschiede im aktuellen Mietwert gleich hoch besteuert würden. In Anlehnung an das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 10. April 2018 zur Grundsteuer gelte auch für die Bemessung der Zweitwohnungssteuer, dass ein zum 1. Januar 1964 einheitlich festgestellter Mietwert die seitdem in über 50 Jahren erfolgte differenzierte Entwicklung wertbildender Merkmale von Immobilien (wie z.B. Ausstattung und Lage) nicht ausreichend berücksichtige und damit innerhalb desselben Satzungsgebietes zu einer "fortschreitenden Erweiterung und Vertiefung der Wertverzerrung" führe.

Gemeinden können Satzungen rückwirkend ändern *)
Die betroffenen Gemeinden sind nunmehr gehalten, ihre Satzung über die Erhebung von Zweitwohnungssteuern jeweils zu ändern. Dem Einwand der beiden beklagten Kommunen, dass die beanstandeten Vorschriften ihrer Satzung bis zu einer Neuregelung fortgelten können sollten, wie dies vom Bundesverfassungsgericht in Bezug auf die Grundsteuer für die Vorschriften des Bewertungsgesetzes vorgesehen worden sei, ist das Oberverwaltungsgericht nicht gefolgt. Dafür bestehe keine Bedürfnis. Die Gemeinden könnten ihre Satzungen rückwirkend**) ändern und die Zweitwohnungssteuer auf neuer Satzungsgrundlage auch für zurückliegende Jahre erneut erheben, solange die Steuerschuldner dadurch nicht schlechter gestellt würden. Als alternativer Steuermaßstab komme in Betracht, den bisher maßgeblichen Mietwert durch Berücksichtigung von Baujahr und Lage der Immobilien zu modifizieren, eine Schätzung aufgrund von aktuellen Vergleichsmieten im jeweiligen Satzungsgebiet vorzunehmen oder die Zweitwohnungssteuer vom Verkehrswert abzuleiten***)
Mit der Zweitwohnungssteuer wird eine Einkommensverwendung besteuert, die über die Deckung des allgemeinen Lebensbedarfs hinausgeht und ihren konkreten Ausdruck darin findet, dass jemand neben seiner Hauptwohnung eine weitere Wohnung zu Zwecken der persönlichen Lebensführung nutzt bzw. für diese Zwecke vorhält.

*) Persönliche Anmerkung und Erläuterungen dazu: 
So wie eigentlich zu erwarten war haben inzwischen die Gerichte wie OVG SH doch erkannt, dass diese rechtswidrigen Praktiken, nicht jedoch die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer  auf den Prüfstand müsse wegen dem Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz soo nicht weiter geduldet werden kann. Alle Kläger riskierten inzwischen oftmals mit viel Aufwand – Geduld – werden allerdings relativ nach vielen Jahren nun erfolgreich anerkannt- leider sind die meisten betroffenen von der Zweitwohnungssteuer ähnlich wie im Schmarotzertum – nun auch dabei im Vorteil – denn es werden in den nächsten Wochen und Monaten noch weitere Klageentscheidungen für viele Kommunen negativ und auch für unseren so recht nette in diesem Falle Zweitwohnungsbürgerunfreundlichen Kommunalpolitiker und auch bei der Leitung des bayerischen Innenministeriums u.U. sogar Überlegungen anzustellen sein ob es denn richtig und zielführend gewesen sei mit z. T. sehr unwahren Behauptungen  sich zu Gunsten der Kommunalen Lobbisten das Gesicht zu verlieren. Bei unwahren Behauptungen ist das Risiko als Lügner entlarvt zu werden höher als mancher bayerischer Politiker es sich bisher vorgestellt hat!
**)Sofern diese nicht zu dumm gewesen sind und die bisherigen Satzungen abgeschafft und durch Neue wiederum ungültige beschlossen haben. Ja so ist einfach für die Dummheit ist kein Kraut gewachsen, ja da gibt es nicht einmal in einer Apotheke wirksame Mittelchen“

· ***)Vom Verkehrswert abhängige Festsetzung zur Zwst. wurde in der Schweiz schon ausgiebig praktiziert, dabei ging allerdings der Schuss nach hinten los-, denn bei der vollzogenen Geschlossenheit der Betroffenen entstand mehr Schaden als Nutzen, innerhalb kurzer Zeit wurde um Totalschaden von der Kommune abzuwenden, mit einem einstimmigen Beschluss die Zweitwohnungssteuer gänzlich abgeschafft. So in diese Richtung zu argumentieren ist eine sehr gute Vorgabe, denn es muss doch eigentlich Schluss sein, dass die willkürliche Mietpreisfestsetzung nur als fiktive Annahme zum Zwecke der Erhebung einer Zweitwohnungssteuer als Grundlage diene und keinesfalls als Maßstab einer vor Ort erzielbaren Mietpreises zu vergleichen!! Im Klartext sollte es auch nach diesem Urteil zu verstehen sein Erhebung einer Zweitwohnungssteuer gibt es keinen Einwand allerdings muss es eine nachvollziehbare Regelung sein welche nicht gegen den Gleichheitsgrundsatz verstößt! Folglich kann eine zur Besteuerung zu Grunde gelegter Mietpreis entweder über einen Mietvertrag oder über einen amtlich anerkannten Mietspiegel – sofern beides nicht zutreffend zur Anwendung vorliegt – bei Eigennutzung des Inhabers oder Besitzers hat die Kommune die Möglichkeit jede einzelne Wohnung über ein entsprechendes Gutachten festgelegte  Jahresrohmiete eine Besteuerung zu erfolgen. Schätzungen sind weder im Viehhandel – noch in allen Geschäftsabschlüssen und schon gar nicht bei einer Besteuerung egal vom Finanzamt oder einer Kommune zu akzeptieren. Man stelle sich mal vor bei der KFZ-Steuer wird entweder nach Länge x Breite x Höhe + Gesicht geschätzt oder Anzahl der Reifen eines Fahrzeuges eine KFZ-Steuer grundsätzlich nach einer Schätzung vorgegangen!! 
· Warum wird denn von jenen Kommunen welche aufgrund Kommunaler Selbstverwaltung nicht die bestehende Gesetzeslage wie im Mieterschutz unmissverständlich festgeschrieben angewendet – das eine Angleichung nur möglich macht bei Vorlage eines Gutachtens für die entsprechende Wohnung?
· Ohne Besichtigung vor Ort um die Kriterien zuverlässig zu erheben bedeutet eigentlich betrügerische vollkommene Willkür.
· Wie vom VGH- SH- erkannt trifft diese Entscheidung voll ganz auch die vom Bund der Steuerzahler angeprangerten Kriterien als eine Wertverzerrung zu bewerten
· Eigentlich ist in Bayern keine Kommune gezwungen eine Zwst zu erheben, ganz besondere Bedeutung über unseriöse Vorgehensweise liegt allerdings am ehemaligen CSU- Duo Beckstein- Stoiber aus dem Jahr 2004 nur weil man  dem mafiosen Druck der Kommunalverbände ohne Not nachgegeben hatte , dazu noch mit der Unterschlagung bzw. Leugnung der seit 1988 bestehenden Sonderregelung über Schlüsselzuweisungen für Nebenwohnsitze. Leider sind diesbezüglich die Verhältnisse in Bayern mit dem aktiven Schauspielerduo Söder/ Aiwanger  nicht  wesentlich seriöser und keinesfalls Bürgerfreundlicher  zu erwarten.
· Hiermit sei auf unsere Aktuell 12-18 ein Hinweis erlaubt, denn solange Kommunen auf ihre eigentlich gesetzlich verankerten zustehenden Einnahmen = hier Gewinnausschüttungen der Sparkassen auf breiter Basis ohne großen Verwaltungsaufwand freiwillig verzichten  bleibt der Ermessensmissbrauch und auch von den Sparkassen der Verstoß gegen EU- Wettbewerbsrecht eigentlich  nur noch den Gerichten übrig  diesbezüglich eine Änderung der Verhältnisse zu erreichen. Paradebeispielhaft darf auf die Sparkassen-Amigo-Affäre Miesbach ein kurzer Hinweis erlaubt sein, zwar nicht wegen der Rechtsprechung alleine sondern die Vorteilsnahme von angesehenen Persönlichkeiten breiter Öffentlichkeit wird hier unmissverständlich mal öffentlich zum Glück diskutiert!
· Mit großer Hoffnung dürfen die Bürger der BRD innerhalb der nächsten Wochen oder gar Monate in die Entwicklung  bzw. Beschlussfassungen in die vom höchster Gerichtsinstanz die Angelegenheit Grundsteuer verfolgt werden, denn dazu gibt es eigentlich nur eine durchgreifende Regelung zu mehr Gerechtigkeit  mit dem Begriff Abschaffung der Grundsteuer!!  Mehr Infos dazu gesammelt  >>> www.antistrabs.de 
· Vollkommen ungeklärt ist immer noch die Verfolgung der unseriösen Vorgehensweise fast aller Kommunalvertreter in Punkto  widerrechtliche Duldung bzw. Empfehlung von Erstwohnsitzanmeldungen. Das Meldegesetz wird in zahllosen Fällen missbraucht – vor Allem  sollten Bürgermeister und Sachbearbeiter  strafrechtlich zur Verantwortung gezogen werden bei der Empfehlung sich mit Erstwohnsitz anzumelden um die Zweitwohnungssteuer zu umgehen! Wo bleibt eigentlich die seriöse Kontrollfunktion? Zu den über 90 000 registrierten bayerischen echten Zweitwohnungen sind bestimmt noch über 10 000 Erstwohnsitzanmeldungen geduldet bzw. gewünscht  nur um den Vorteil des kommunalen Finanzausgleich zu ergattern. Im Grunde sollte bei einer verdächtigen Erstwohnsitzanmeldung jene Kommune wo der Erstwohnsitz aufgegeben wurde informiert werden und erst nach eingegangener Freistellung im KFAG der bisherigen Kommune die Erstwohnsitzanmeldung bestätigt werden. Welche Kommune verzichtet denn zu Gunsten einer anderen Gemeinde freiwillig auf den zustehenden kommunalen Finanzausgleich??
· Verfasser dieser Anmerkungen und Kommentierung welche wieder ohne großen Widerspruch  akzeptiert auch von den z.T. entlarvten Butzmannhassern  zu erwarten ist
· Josef Butzmann  Vors. von Freunde für Ferien in Bayern e.V. Sitz Oberstdorf
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